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Regionalbahnen. In diesem Herbst wird der Zuschuss des Bundes für den  
Schienennahverkehr der Länder neu justiert. Würde künftig nicht mehr der 
längst überholte Verteilungsschlüssel aus dem Jahr 1993 verwendet, sondern 
der „Königsteiner Schlüssel“, bekäme zum Beispiel Nordrhein-Westfalen in 
den kommenden fünf Jahren rund 2,2 Milliarden Euro mehr als in den vergan-
genen fünf Jahren.

•	 Im	Jahr	1993,	als	allein	die	Bah-
nen	 des	 Bundes	Regionalzüge	 auf	
die	Strecke	schickten,	nutzten	nahe-
zu	1,6	Milliarden	Fahrgäste	das	An-
gebot.	 Im	 Jahr	 2012	 beförderten	

private	 und	 staatliche	 Regional-
bahnen	2,6	Milliarden	Personen.

•	 Gleichzeitig	 stiegen	die	 gefahre-
nen	Zugkilometer	von	502	Millionen	
auf	644	Millionen	und	die	Bahnaus-
lastung	 legte	 zwischen	 2002	 und	
2012	um	mehr	als	20	Prozent	zu.

Die	Basis	dieser	Erfolgsgeschi	chte	
ist	die	im	Dezember	1993	beschlos-
sene	 Bahnreform.	 Seither	 gibt	 das	
Grundgesetz	 klare	 Rahmenbedin-
gungen	 für	 den	 Nahverkehr	

Tarifpolitik. Die Bundes-
bank fürchtet einen Preis-
verfall – und fordert daher 
Lohnerhöhungen. Der 
Erfolg dieser Maßnahme 
ist jedoch zweifelhaft.  
Seite 3

Geburten. In Deutschland kommen 
immer weniger Kinder zur Welt. 
Aktuell werden rund 670.000 Babys 
pro Jahr geboren. Die Bevölkerungs-
zahl kann so bei weitem nicht kons-
tant gehalten werden.  
Seite 4-5

Vereinigtes Königreich. Premier 
Cameron will die Beziehungen zur 
EU neu aufrollen – auch über einen 
Austritt aus der Union wird nachge-
dacht. Damit würden sich die Briten 
aber selbst am meisten schaden.  
Seite 6-7

Flugzeugbau. Boeing und 
Airbus können sich vor 
Aufträgen kaum retten. 
Die Kunden bestellen aller-
dings lieber Altbewährtes 
statt teurer neuer Modelle.  
Seite 8

In	den	vergangenen	zwei	Dekaden	
hat	sich	der	Schienennahverkehr	in	
Deutschland	 prächtig	 entwickelt.	
Angebot,	Fahrgastzahlen	und	Zug
auslastung	sind	deutlich	gestiegen:

Präsident:
Arndt Günter Kirchhoff
Direktor:
Professor Dr. Michael Hüther
Mitglieder:
Verbände und Unternehmen
in Deutschland
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Weichen müssen neu gestellt werden
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Quellen: Deutscher Bundestag, IW-Berechnungen

Bundesmittel für Schienennahverkehr: Verlierer NRW
In Deutschland werden die Bundeszuschüsse zum Nahverkehr immer noch nach den gefahrenen Zugkilometern 
des Jahres 1993 auf die Länder verteilt. Würden die Zuschüsse dagegen nach dem Steueraufkommen und der 
Bevölkerungszahl der Länder (Königsteiner Schlüssel) verteilt, bekäme zum Beispiel Nordrhein-Westfalen allein 
in diesem Jahr 406 Millionen Euro mehr zur Verfügung gestellt und Brandenburg 191 Millionen Euro weniger.

Differenz zum derzeitigen Zuschuss

in Millionen Euro

Zuschuss nach dem Königsteiner Schlüssel

Bran
de

nb
urg

Sa
ch

se
n-

Anh
alt

Mec
kle

nb
urg

-

Vorp
om

mern

Rhe
inl

an
d-

Pfa
lz

Sa
ch

se
n

Th
üri

ng
en

Berl
in

Sa
arl

an
d

Hes
se

n

-191,0 -187,7
-148,8

-92,7 -89,8

-28,7 -28,2
-7,2 -4,7

28,9 30,1 44,3 57,3 58,8

188,9

406,4

1.123,5 1.556,7950,9685,8284,3185,269,0

536,189,1354,3369,8201,4149,6373,8209,4225,8

Bad
en

-

Würt
tem

be
rg

Nord
rhe

in-

Wes
tfa

len

Sc
hle

sw
ig-

Hols
tei

n

Brem
en

Bay
ern

Ham
bu

rg

Nied
ers

ac
hs

en

Ausgabe 33
14. 8. 2014
40. Jahrgang



iw-dienst | Nr. 33 | 14. August 2014 | Seite 2 

Hätte	man	die	Verteilung	der	Mit-
tel	schon	früher	am	Steueraufkom-
men	und	 an	 der	Bevölkerungszahl	
der	 Länder	 ausgerichtet,	 also	 am	
sogenannten	Königsteiner	Schlüssel,	
bekäme	NRW	2014	für	seine	Regio-
nalzüge	 406	Millionen	Euro	mehr,	
Brandenburg	dagegen	191	Millionen	
Euro	weniger.

Denn	während	in	NRW	noch	ei-
nige	Uraltzüge	die	Metropolen	ver-
binden,	fahren	durch	die	tiefste	ost-
deutsche	Provinz	hochmoderne,	aber	
nur	 wenig	 genutzte	 Züge.	 Daher	
sehen	 sich	 fast	 alle	 westdeutschen	
Länder	durch	den	aktuellen	Vertei-
lungsmodus	benachteiligt	und	stre-
ben	eine	Neuordnung	an.

liarden	Euro.	Danach	soll	die	Sum-
me	jedes	Jahr	um	2	Prozent	erhöht	
werden,	 um	 Kostensteigerungen	
auszugleichen	 –	 vor	 allem	 bei	 den	
Entgelten	 für	 die	 Trassen	 und	 die	
Nutzung	der	Bahnhöfe.

•	 Verteilung.	 Der	 Rechtsrahmen	
sieht	vor,	dass	die	Bundesländer	die	
Verteilung	 einvernehmlich	 regeln.	
Bislang	 orientiert	 sie	 sich	 an	 den	
Zugkilometern,	 die	 im	 Fahrplan	
1993	vorgesehen	waren.	Dieser	Maß-
stab	 führt	 dazu,	 dass	 gerade	 die	
ostdeutschen	 Bundesländer	 über-
proportional	viel	Geld	bekommen,	
während	 insbesondere	 Nordrhein
Westfalen	in	die	Röhre	schaut	(Gra-
fik	Seite	1).

vor.	 Anders	 als	 der	 Fernver-
kehr	 zählt	 er	 zur	 Daseinsvorsorge	
und	wird	daher	 vom	Staat	bestellt	
und	zum	Großteil	auch	vom	Bund	
über	 Steuermittel	 finanziert	 –	 vor	
allem	über	die	Einnahmen	aus	der	
Mineralölsteuer.

Die	 genauen	 Rahmenbedin-
gungen	und	Geldflüsse	sind	im	Re-
gionalisierungsgesetz	festgelegt.	Der	
aktuelle	Rahmen	läuft	Ende	dieses	
Jahres	 aus	 –	 und	 die	 anstehende	
Reform	birgt	viel	Konfliktpotenzial:

•	 Finanzierung.	 Der	 Bund	 fördert	
den	Nahverkehr	 im	 Jahr	 2014	mit	
7,3	Milliarden	Euro.	Ein	Gutachten	
der	Bundesländer	beziffert	den	Be-
darf	für	das	Jahr	2015	auf	8,5	Mil-

Im Jahr 2013 mussten nur 25.995 Firmen den Gang zum Insolvenz-
gericht antreten, im Krisenjahr 2009 war es noch ein Fünftel mehr. 
Doch die gute Nachricht hat auch eine Kehrseite: Dank der Nied-
rigzinsen überleben auch Firmen, die unter normalen Bedingungen 
nicht existieren könnten – sogenannte Zombie-Unternehmen.

Die Windparkfirma Prokon ist ein typischer Fall für ein überschul-
detes Unternehmen, dem es durch die Ausgabe hoch verzinster  
Risikopapiere gelang, die Geschäfte fortzuführen – zumindest bis 
zum Frühjahr 2014, als das Insolvenzverfahren eröffnet wurde.  
Seitdem rätseln rund 75.000 Anleger, ob und wie viel von ihrem 
Geld noch zu retten ist.

Von Zinsen, Zombies und Zahlungsverpflichtungen
Doch nicht nur renditehungrige Investoren halten solche Zombie-
Unternehmen am Leben, auch Banken mischen mit: Schließlich 
bekommen sie momentan fast kostenlos Geld von der Zentralbank, 
das sie angeschlagenen Firmenkunden leihen können, um deren 
Pleite zu verhindern. Erwünschter Nebeneffekt: Die bislang aufge-
laufenen Kredite dieser Firmen müssen aufgrund des abgewende-
ten Konkurses nicht abgeschrieben werden.

Nicht zuletzt ist wohl wegen solch zweifelhafter Praktiken der An-
teil der Unternehmen in Deutschland, die Schwierigkeiten haben, 
einen Kredit zu bekommen, laut ifo Institut mit derzeit 18 Prozent 
auf einen Tiefststand gesunken.

Während die Mitarbeiter und Kapitalgeber die Fortführung eines 
Zombie-Unternehmens in der Regel für wünschenswert halten, 
ist es aus marktwirtschaftlicher Sicht höchst problematisch, Res-
sourcen derart fehlzuleiten: Denn so können sich schwache Firmen 
Preiskämpfe mit starken Wettbewerbern liefern – und am Ende 
selbst gesunde Betriebe gefährden. Vor allem junge Wachstums-
unternehmen kann das die Existenz kosten. Letzten Endes wirkt  
der niedrige Zins also wie eine Subvention, die den fairen Wett-
bewerb aushebelt.

Die Wirtschaftsauskunftei Creditreform schätzt, dass 7,5 Prozent  
der knapp 3,7 Millionen Unternehmen in Deutschland derzeit  
ein zu geringes Eigenkapital haben und/oder ihren Zahlungsver-
pflichtungen nur verzögert nachkommen können. Tatsächlich geht 
aber nur ein Zehntel dieser Firmen pleite (Grafik). Mehr als 90 Pro-
zent der Insolvenzen betreffen übrigens Kleinbetriebe.  ©
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Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt
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Insolvenzen je 1.000 Unternehmen



Zu viel des Guten

Tarifpolitik. Um einem vermeintlichen 
Preisverfall vorzubeugen, sollen die 
Löhne in Deutschland stärker steigen, 
fordert die Bundesbank. Ein gefähr-
liches Kalkül.

Die Konjunkturaussichten für 
den Euroraum verbessern sich der-
zeit Tag für Tag. In den europäischen 
Krisenländern greifen überdies die 
Strukturreformen und erhöhen so 
die Produktivität. Gleichzeitig sin-
ken die Arbeitskosten.

Für Deutschland erwarten Kon-
junkturforscher 2014 noch ein 
Wachstum von 2 Prozent. Und weil 
die Bundesrepublik zu den wich-
tigsten Handelspartnern der Krisen-
länder gehört, wird das Land damit 
auch zu deren Konjunkturlokomo-
tive. Von daher gibt es eigentlich 
keinen Grund, schwarzzusehen.

Trotzdem herrscht Angst vor De-
flation, also vor einem Preisverfall, 
der am Ende das Wachstum ab-
würgt, weil keiner Geld ausgibt, son-
dern alle darauf warten, dass alles 
noch billiger wird. Die Europäische 
Zentralbank (EZB) reagiert auf die-
se vermeintlich reale Gefahr mit 
drastischen Maßnahmen – durch 
eine Art negativer Zinsen beispiels-
weise soll das maue Kreditgeschäft 
angekurbelt werden.

Nun fordert die Deutsche Bun-
desbank zudem eine expansivere 
Lohnpolitik, damit die EZB ihr In-
flationsziel von 2 Prozent realisieren 
kann (vgl. iwd 32/2014). Der Chef 
der Bundesbank, Jens Weidmann, 
vertritt die Auffassung, mit Lohner-
höhungen von mindes tens 3 Prozent 
die Lohn-Preis-Spirale in Gang set-
zen zu können. 

Ohne Zweifel ist es sinnvoll, wenn 
Lohn- und Geldpolitik Hand in 
Hand gehen, damit sie sich nicht 
gegenseitig behindern. Aber es ist 
zweifelhaft, ob eine expansiv ange-
legte Geldpolitik – also niedrigere 
Zinsen – durch eine ebenfalls expan-
sive Lohnpolitik – also höhere Löh-
ne – in ihrer Wirkung tatsächlich 
verstärkt wird.

Denn das Konzept der Bundesbank 
ginge nur dann auf, wenn die Kunden 
bei den Preiserhöhungen mitziehen 
und dadurch die Preise auf breiter 
Front steigen würden.

Dem ist aber nicht so. Ein Blick 
auf verschiedene Preisindikatoren 
zeigt, dass die Unternehmen den 
steigenden Lohnkostendruck eben 
nicht beliebig abwälzen können. So 
sanken die Ausfuhrpreise in Deutsch-
lands wichtigster Exportbranche, 
der Metall- und Elektro-Industrie, 
im vergangenen Jahr um 0,5 Prozent. 
Diese Entwicklung setzte sich im 
ersten Quartal 2014 fort.

Vergleicht man die Tariflohn-
dynamik mit der Preisentwicklung, 

wird ebenfalls deutlich, dass es mit 
dem Überwälzen der Lohnkosten 
nicht immer so einfach ist (Grafik):

Während die Tariflöhne im Produ-
zierenden Gewerbe seit dem Jahr 
2005 um fast 22 Prozent zulegten, 
stiegen die Ausfuhrpreise nur um 10 
Prozent und die Erzeugerpreise ledig-
lich um 13 Prozent.

Zwar stehen den Tariflohnerhö-
hungen auch Produktivitätsgewinne 
gegenüber. Diese summierten sich 
zwischen 2005 und 2013 auf knapp 
14 Prozent. Allerdings wachsen seit 
2011 Produktivität und Preise kaum 
noch, während die Tariflöhne kräftig 
zulegten.

Das Produktivitätswachstum lag 
in den vergangenen Jahren zwischen 
0,3 und 0,5 Prozent und wird voraus-
sichtlich in diesem Jahr nicht wesent-
lich höher ausfallen.

Nimmt die Lohnexpansion unter 
diesen Bedingungen weiter zu, steigt 
in den Unternehmen auch der 
Druck, den Kostenanstieg durch Ra-
tionalisierungen aufzufangen – und 
das kostet Jobs.
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121,7

112,9

110,1

Erzeugerpreise: Preise für im Inland abgesetzte Erzeugnisse des Verarbeitenden Gewerbes; 
Tariflöhne: Verarbeitendes Gewerbe einschließlich Bergbau und Energie
Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank

Industrie: Tariflöhne eilen den Preisen davon
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Immer weniger Kinder

Soll die Bevölkerungszahl langfristig konstant sein, 
muss jede Frau im Durchschnitt 2,1 Kinder bekommen – 
die 1 hinter dem Komma ist ein Korrekturfaktor und 
hat den Grund, dass erstens weniger Mädchen gebo-
ren werden als Jungen und zweitens nicht jedes Mäd-
chen das gebärfähige Alter erreicht. Weil die deutsche 
Geburtenziffer aber seit den 1970er Jahren zwischen 
1,3 und 1,4 liegt, ist jede Kindergeneration um rund 
ein Drittel kleiner als die Elterngeneration. Und weil 
so auch weniger Frauen ins gebärfähige Alter kom-
men, nimmt die Zahl der Geburten trotz konstanter 
Geburtenziffer immer weiter ab.

Zahl der Geburten Geburten je Frau
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Europa schrumpft
Geburten je Frau im Jahr 2012

Genau genommen gibt es in der Europäischen Union kein einziges Land, das die „bestanderhaltende Geburtenziffer“ von 2,1 erreicht. 
Allerdings kommen Irland, Frankreich, Großbritannien und Schweden diesem Wert sehr nahe, während einige süd- und osteuropäische 
Länder sogar noch niedrigere Geburtenziffern haben als Deutschland. Im EU-Durchschnitt liegt die Geburtenziffer bei 1,58.
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Quelle: Eurostat
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Quelle: Statistisches Bundesamt

Erst Ehe, dann Familie – das war einmal
Wurde Anfang der 1990er Jahre noch weniger 
als jedes sechste Kind in Deutschland außer-
ehelich geboren, war es 2012 bereits mehr als 
jedes Dritte. Dabei bestehen große Unterschiede 
zwischen Ost und West. Während in den west-
deutschen Flächenländern 2012 weniger als 
30 Prozent der Kinder außerhalb einer Ehe ge-
boren wurden, war die Quote in Ostdeutsch-
land gut doppelt so hoch.

So viel Prozent der Geburten waren 
außerehelich

1992 2002 2012
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55,4

37,5

20,2
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28,0Westdeutsche 
Flächenländer
Ostdeutschland 
ohne Berlin
Stadtstaaten

Deutschland – Land ohne Kinder
Vor genau 50 Jahren feierte Deutschland einen ganz besonderen Rekord: Im Jahr 1964 wurden – wenn 
man das damals geteilte Land als Einheit betrachtet – fast 1,4 Millionen Kinder geboren. Inzwischen 
sind solche Zahlen Utopie: Seit den 1970er Jahren gehen die Geburtenzahlen fast ununterbrochen 
zurück – auf aktuell gerade einmal 670.000 pro Jahr. Das reicht bei weitem nicht, um die Bevölkerungs-
zahl konstant zu halten, denn jedes Jahr sterben in Deutschland fast 900.000 Menschen.
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Europa schrumpft
Geburten je Frau im Jahr 2012

Genau genommen gibt es in der Europäischen Union kein einziges Land, das die „bestanderhaltende Geburtenziffer“ von 2,1 erreicht. 
Allerdings kommen Irland, Frankreich, Großbritannien und Schweden diesem Wert sehr nahe, während einige süd- und osteuropäische 
Länder sogar noch niedrigere Geburtenziffern haben als Deutschland. Im EU-Durchschnitt liegt die Geburtenziffer bei 1,58.
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Quelle: Eurostat
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Ursprungsdaten:
Statistisches Bundesamt

Späte Mütter
Verteilung der Geburten 
nach Alter der Mütter

Auch das ist eine Ursache 
für die demografische 
Entwicklung in Deutsch-
land: Innerhalb von nur 
20 Jahren hat sich das 
Durchschnittsalter der 
Mütter zum Zeitpunkt der 
Geburt ihrer Kinder um 
mehr als 2 Jahre auf fast 
31 erhöht.
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24,7 18,7 17,4

Stand: 2012; Bildungsstand: hoch = akademischer, Meister-/Techniker- oder Fachschulabschluss; 
mittel = berufsqualifizierender Abschluss und/oder Abitur/Fachhochschulreife; 
niedrig = Haupt-/Realschulabschluss ohne beruflichen Abschluss oder kein Abschluss
Quelle: Statistisches Bundesamt

Hohe Bildung, wenig Kinder
So viel Prozent der Frauen aus den jeweiligen Geburtsjahren sind kinderlos

Geburtsjahre

1963 bis 1967

Frauen mit hohem 
Bildungsstand

Frauen mit mittlerem 
Bildungsstand

Frauen mit niedrigem 
Bildungsstand

1958 bis 1962 21,6 16,5 15,5

1953 bis 1957 20,5 14,9 13,2

1948 bis 1952

In den vergangenen Jahrzehnten ist der Anteil an Frauen, die kinderlos geblieben sind, stark 
gestiegen. Waren von den Geburtsjahrgängen 1937 bis 1942 rund 11 Prozent ohne Kinder, 
sind es von denen, die im Jahr 2013 zwischen 45 und 49 Jahre alt waren (Jahrgang 1963 
bis 1967), schon fast 20 Prozent. Dabei gilt die Faustformel: Je höher der Bildungsstand der 
Frauen, desto eher verzichten sie auf Nachwuchs. Dass dieser Zusammenhang auch für die 
nach 1967 geborenen Frauen gilt, ist höchst wahrscheinlich – mit Sicherheit lässt es sich 
aber erst sagen, wenn diese Frauen aus dem gebärfähigen Alter heraus sind.

17,7 13,5 11,5
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Stand: 2012
Quelle: Statistisches Bundesamt

Die meisten Mütter haben zwei Kinder
So viel Prozent der Mütter aus den jeweiligen Geburtsjahren hatten so viele Kinder

Geburtsjahre

1963 bis 1967

1958 bis 1962

1953 bis 1957

1948 bis 1952

Auch wenn sich die demografische Entwicklung in den vergangenen Jahrzehnten stark verän-
dert hat – manche Dinge sind noch immer so wie vor 60 oder 70 Jahren. So hat sich die durch-
schnittliche Kinderzahl je Mutter kaum verändert. Knapp die Hälfte hat nach wie vor zwei Kinder, 
rund ein Drittel ein Kind. Große Unterschiede tun sich erst auf, wenn das Bildungsniveau der 
Mütter berücksichtigt wird. Drei und mehr Kinder zum Beispiel sind – wenn überhaupt – 
bei Müttern mit niedrigem Bildungsstand rund doppelt so häufig anzutreffen wie bei hoch-
qualifizierten Müttern. Dies ist Ausdruck des viel diskutierten Dilemmas: Kind oder Karriere?
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Bildungsstand

Frauen mit niedrigem 
Bildungsstand



regeln gelten. Dann braucht es für 
die sogenannte qualifizierte Mehr-
heit – mit der die meisten Rege-
lungen im Rat der EU beschlossen 
werden – die Zustimmung von min-
destens 55 Prozent der Mitglieds-
staaten, die außerdem mindestens 
65 Prozent der EU-Bevölkerung re-
präsentieren müssen. Und in der Tat: 
Die derzeit 18 Mitglieder der Euro-
zone erfüllen diese Kriterien – sie 
können also künftig im Alleingang 
EU-weite Regelungen beschließen, 
selbst wenn diese den britischen In-
teressen zuwiderlaufen.

Deshalb wollen vor allem konser-
vative britische Politiker die Bezie-
hungen zur EU neu ordnen. Inner-
halb der bestehenden Verträge sollen 
unter anderem der Dienstleistungs-
verkehr in der EU weiter liberali-
siert, die Agrarpolitik reformiert und 
die Verwaltungskosten von Kommis-
sion und Parlament gesenkt werden. 
Darüber hinaus fordern die Kritiker, 
die Zuständigkeit für das Arbeits- 
und Sozialrecht an die Mitglieds-
staaten zurückzugeben. Gesetze, die 

Einerseits geben 71 Prozent der 
britischen Unternehmen an, die Mit-
gliedschaft in der EU habe sich posi-
tiv auf ihr Geschäft ausgewirkt. An-
dererseits meinen 52 Prozent, ein 
Austritt aus der EU würde ihre büro-
kratischen Belastungen verringern.

Neben den wirtschaftlichen As-
pekten spielen für die Briten in der 
aktuellen Debatte aber auch die Ent-
scheidungsprozesse in der Union 
eine wichtige Rolle. Die Skeptiker 
auf der Insel sind davon überzeugt, 
dass viele Entscheidungen zuneh-
mend von den Euroländern domi-
niert würden – und die haben im 
Zweifel andere Interessen als jene 
EU-Länder, die wie die Briten nicht 
den Euro verwenden.

Verstärkt werden die Befürch-
tungen dadurch, dass in der EU ab 
November 2014 neue Abstimmungs-

Vereinigtes Königreich. Die Signale sind deutlich: Die britische Regierung 
unter Premier David Cameron will ihre Beziehungen zur EU ab 2015 neu ver-
handeln und die Bürger des Vereinigten Königreichs im Jahr 2017 über das 
Ergebnis abstimmen lassen – auch über einen möglichen Austritt aus der EU. 
Mit einem „Exit“ würden sich die Briten jedoch vor allem selbst schaden.

Der Grund für die Initiative des 
britischen Premierministers David 
Cameron ist die teils harsche innen-
politische Kritik am europäischen 
Integrationskurs. Zwar sehen die 
meisten Briten den europäischen 
Binnenmarkt positiv – am freien 
Verkehr von Waren, Dienstleis-
tungen, Arbeitnehmern und Kapital 
möchte kaum einer rütteln. Die um-
fassenden Kompetenzen der Euro-
päischen Union in anderen Be-
reichen werden allerdings skeptisch 
beäugt oder sogar strikt abgelehnt. 
Viele Briten möchten nicht, dass 
ihnen Brüssel beispielsweise in der 
Agrar- und Regionalpolitik Vor-
schriften macht oder sozial- und 
arbeitsrechtliche Standards vorgibt.

Diese ambivalente Haltung zur 
Staatengemeinschaft findet sich 
auch in der Wirtschaft wieder:
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Quelle: EU-Kommission

Frühjahrsprognose für 2014 Vereinigtes Königreich EU-28

Bruttoinlandsprodukt (BIP)
in Milliarden Euro

Reale Veränderung gegenüber
Vorjahr in Prozent

Arbeitslosenquote
in Prozent

Bevölkerung
in Millionen

Investitionen
in Prozent des BIP

BIP je Einwohner
in Euro

Haushaltssaldo
in Prozent des BIP

BIP je Erwerbstätigen
in Euro

Schuldenstand
in Prozent des BIP

Vereinigtes Königreich und EU in Zahlen



Letztlich hängen die Konse-
quenzen eines britischen EU-Aus-
tritts aber davon ab, welchen Weg 
das Königreich danach einschlagen 
würde. Zu den diskutierten Alterna-
tiven gehört, dass sich das Land dem 
Europäischen Wirtschaftsraum an-
schließen könnte, dem heute Norwe-
gen, Island und Liechtenstein ange-
hören. Dann bliebe der Zugang zum 
Binnenmarkt erhalten. Eine weitere 
Option wäre eine Zollunion, wie sie 
die EU mit der Türkei bildet. Orien-
tieren könnten sich die Briten auch 
an der Schweiz, die mit der EU ein 
Freihandelsabkommen und zahl-
reiche bilaterale Vereinbarungen 
über die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit abgeschlossen hat.

Doch auch wenn all diese Alter-
nativen für Großbritannien mehr 
Autonomie bedeuten würden: Wirk-
lich unabhängig wäre das Land 
trotzdem nicht. Denn jede Form der 
Anbindung an die EU mit dem Ziel, 
die wirtschaftlichen Vorteile der Mit-
gliedschaft nicht zu verlieren, würde 
die Briten zwingen, viele EU-Regu-
lierungen weiterhin zu übernehmen.

zahlte das Vereinigte Königreich im 
Jahr 2012 per saldo gut 9 Milliarden 
Euro in die EU-Töpfe ein (Grafik).

Was ein EU-Austritt am Ende für 
das Land finanziell bedeuten würde, 
lässt sich nur schwer abschätzen:

Je nach Annahme erwarten bri-
tische Ökonomen einer aktuellen Stu-
die zufolge bei einem EU-Austritt 
einen Rückgang des britischen BIP 
um 1,2 bis 9,5 Prozent – das wäre ein 
Verlust von etwa 200 Milliarden Euro.

Klar ist, dass Großbritannien den 
automatischen Zugang zum europä-
ischen Binnenmarkt verlieren würde. 
Mit dem schrumpfenden Absatz-
markt nähme auch die Attraktivität 
des Vereinigten Königreichs als Ziel 
ausländischer Unternehmensinvesti-
tionen ab, was vor allem den Finanz-
sektor treffen dürfte. Zudem würde 
die Einbindung britischer Unterneh-
men in EU-weite Lieferketten 
schwieriger – darunter könnte vor 
allem die Automobilindustrie leiden.

Aber auch die EU-Länder hätten 
einiges zu verlieren. Die dort ansäs-
sigen Unternehmen müssten Um-
satzeinbußen im Geschäft mit Groß-
britannien fürchten. Hinzu kommt 
der Verlust der EU-Haushaltszah-
lungen aus London.

grundlegende nationale Interessen 
berühren, sollen im Europäischen 
Rat einstimmig verabschiedet wer-
den müssen.

Die Briten werden jedoch kaum 
in der Lage sein, solche Forderungen 
nach einem „Europa à la carte“ ge-
gen die EU-Partner durchzusetzen 
– denn dann könnten künftig inner-
halb der Europäischen Union unter-
schiedliche Arbeits- und Sozialre-
geln gelten, die den Wettbewerb im 
Binnenmarkt verzerren.

Sollten die Bürger des Vereinigten 
Königreichs tatsächlich für einen 
Austritt aus der EU votieren, bliebe 
dies für beiden Seiten sicherlich nicht 
folgenlos – schon allein, weil Groß-
britannien ein wirtschaftliches 
Schwergewicht in der Staatenge-
meinschaft ist (Grafik Seite 6):

Mit gut 2.000 Milliarden Euro 
trägt das Vereinigte Königreich mehr 
als 15 Prozent zum gesamten BIP der 
EU bei. Die Wirtschaftsleistung je 
Einwohner liegt mit 31.600 Euro 
deutlich über dem EU-Durchschnitt 
von 26.400 Euro.

Entsprechend ihrer Wirtschafts-
kraft gehören die Briten auch zu den 
Nettozahlern im EU-Haushalt – 
trotz des sogenannten Britenrabatts 
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Vereinigtes Königreich: Zahlungen einschließlich Britenrabatt von 3,8 Milliarden Euro
Ursprungsdaten: EU-Kommission

EU: Briten sind wichtige Geldgeber
Die fünf größten Nettozahler im EU-Haushalt 2012, in Milliarden Euro

Zahlungen an den EU-Haushalt

Deutschland

Rückflüsse aus dem EU-Haushalt Saldo

26,2
14,012,2

Vereinigtes
Königreich

16,2
9,26,9

Frankreich
21,3

8,412,9

Italien
16,5

5,611,0

Niederlande
6,1

4,02,1

No man is an island
„Niemand ist eine Insel, in 
sich ganz; jeder Mensch ist 
ein Stück des Kontinents,  
ein Teil des Festlandes. Wenn 
eine Scholle ins Meer gespült 
wird, wird Europa weniger, 
genauso als wenn’s eine 
Landzunge wäre, oder ein 
Landgut deines Freundes 
oder dein eigenes.“ 

John Donne, englischer Dichter (1572-1631)



Eine Branche hebt ab

Flugzeugbau. Die Auftragsbücher der 
beiden weltweit führenden Flugzeug-
hersteller Boeing und Airbus platzen 
aus allen Nähten. Viele Kunden wollen 
allerdings keine teuren neuen Modelle, 
sondern lieber Altbewährtes. 

Alle zwei Jahre findet in Großbri-
tannien im Juli die „Farnborough 
International Airfield“ statt, eine der 
wichtigsten Luft- und Raumfahrt-
messen der Welt. In diesem Jahr 
liefen die Geschäfte besonders gut: 

Allein Airbus, der größte europä-
ische Flugzeugbauer, akquirierte Auf-
träge für 44 Milliarden Euro.

Interessant ist, welche Modelle 
die Kunden haben wollen: So stan-
den nicht die Hightech-Jets A350 
und A380 von Airbus oder der 
Dream liner (B787) von Boeing im 
Fokus, sondern vielmehr die Neu-
auflagen betagter Modelle – zum 
Beispiel  der A330 (Modelleinfüh-
rung 1994) und die B777 (Modell-
einführung 1995) –, nur eben mit 

windschlüpfrigeren Flügeln und 
neuen spritsparenden Triebwerken. 

Im Gegensatz zum Boeing-
Dream liner oder Airbus A350, auf 
deren Auslieferung wegen der Viel-
zahl der Bestellungen jahrelang ge-
wartet werden muss, sind die älteren 
Modelle schneller lieferbar.

Hauptgrund für die plötzliche Po-
pularität der runderneuerten Flieger 
dürfte allerdings der geringere Preis 
sein: Für den Dreamliner und den 
A350 sind Entwicklungskosten von 
jeweils mehr als 10 Milliarden Euro 
angefallen, die nun über die Ver-
käufe wieder reingeholt werden müs-
sen. Der Dreamliner kostet zwischen 
210 Millionen und 290 Millionen 
Dollar, der A350 je nach Variante 
zwischen 260 Millionen und 340 
Millionen Dollar. Auf die Passagier-
sitze umgerechnet dürfte die Neu-
auflage des A330 in der Anschaffung 
ein Zehntel günstiger sein. 

Die Entwicklungskosten der ur-
sprünglichen Modelle sind bereits 
abgeschrieben, die Neumotorisie-
rung und Tragflächenoptimierung 
kosten vergleichsweise bescheidene 
2 Milliarden Euro. So können die 
Neuauflagen günstiger angeboten 
werden – und verbrauchen dennoch 
nur wenig mehr Treibstoff als die 
vollkommen neu entwickelten Ma-
schinen mit ihren Leichtbaurümp-
fen. Der Airbus-Konzern konnte 

allein in Farnborough über 100 Be-
stellungen für den A330neo – so der 
neue Name des runderneuerten 
A330 – einfahren.

Den erfolgreichsten Start der 
Luftfahrtgeschichte legte übrigens 
ein kleineres Modell mit nur einem 
Gang hin: Von der A320neo-Familie 
wurden bereits 3.000 Maschinen ver-
kauft – und das vor dem Erstflug 
Ende 2014. Zäh verkaufen sich da-
gegen die viermotorigen Giganten: 
Für das Airbus-Flaggschiff A380 als 
auch für das Boeing-Konkurrenz-
modell B747-8 haben sich kaum 
neue Kunden gefunden (Grafik).
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Flugzeugindustrie:
Europäer knapp
in Führung
Auslieferungen von Zivilflugzeugen
zwischen 2010 und 2013

2.258 2.188

Airbus
insgesamt

Boeing
insgesamt

99
114

389 328

1.770

A380
B787

A330/
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A318 /
A319 /
A320/
A321

B737

79
64
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B777

B767
B747-8


